
Der neue § 42b WaffG
(BGBl. I Nr. 63/2012)
legt die Deaktivierung

von Schusswaffen und
Kriegs  material grundsätzlich
in die Hände beliehener Waf-
fengewerbetreibender, ähn-
lich wie bei der Registrie-
rung von Schuss waffen. Eine
nach dem Gesetz vorgenom-
mene Deaktivierung führt
da zu, dass der Waffencha-
rakter der Schusswaffe verlo-
ren geht und diese nicht
mehr den Bestimmungen des
Waffengesetzes unterliegt.
Für den Erwerb und Besitz
deaktivierter „ehemaliger“
Schusswaffen ist daher kein
waffenrechtliches Dokument
mehr nötig.

Deaktiviert werden kön-
nen zivile und bestimmte mi-
litärische Schusswaffen wie
Maschinenpistolen und voll-
automatische Gewehre sowie
diesem Kriegsmaterial zuge-
hörige Läufe und Verschlüsse
(§ 42b Abs. 1 WaffG). Der
Vorgang der Deaktivierung
besteht in einem Umbau der
Schusswaffe und im Anbrin-
gen einer Kennzeichnung,
der „Deaktivierungskenn-
zeichnung“. Der Umbau hat
so zu erfolgen, dass die we-
sentlichen Bestandteile einer
Schusswaffe wie Lauf, Ver-
schluss oder Trommel, irre-
versibel unbrauchbar sind
und nicht mehr entfernt oder
ausgetauscht oder in einer
Weise umgebaut werden
können, die eine Wiederver-
wendbarkeit als Waffe er-
möglichen. Die von einem
ermächtigten Waffengewer-
betreibenden anzubringende
Deaktivierungskennzeich-
nung soll zweifelsfrei erken-
nen lassen, dass es sich um
einen deaktivierten Gegen-
stand und nicht mehr um ei-
ne Waffe im Sinne des Waf-
fengesetzes handelt.

Die technischen Vorgaben
für den Umbau und die De-
aktivierungskennzeichnung
werden von zwei Verordnun-
gen vorgegeben: Bei zivilen
Schusswaffen ist die Deakti-
vierungsverordnung der Bun-
desministerin für Inneres
(DeaktV; BGBl. II Nr.
316/2012) zu beachten, bei
Kriegsmaterial ist die Kriegs-
material-Deaktivierungsver-
ordnung des Bundesministers
für Landesverteidigung und
Sport (KM-DeaktV, BGBl. II
Nr. 314/2012) einschlägig. 

Als Beispiel für eine tech-
nische Maßnahme, die bei al-
len Arten von Schusswaffen
anwendbar ist, lässt sich die
Anfertigung eines „Schnitt-
modells“ nennen. Das anzu-
bringende Deaktivierungs-
kennzeichen besteht aus ei-
ner Raute, die mittels
Schlagstempel, Rollstempel

oder Lasergravur an der zu
deaktivierenden Schusswaffe
anzubringen ist („Rautestem-
pel“). Die innerhalb dieser
Raute ersichtliche Buchsta-
ben- und Ziffernkombination
individualisiert den jeweili-
gen ermächtigten Gewerbe-
treibenden, der den Stempel
angebracht hat, und wird an-
lässlich der Ermächtigung
vom Bundesministerium für
Inneres bzw. Bundesministe-
rium für Landesverteidigung
und Sport vergeben. Das De-
aktivierungskennzeichen
muss jeweils auf Lauf und
Verschluss der zu deaktivie-
renden Schusswaffe ange-
bracht werden.

Antrag. Gewerbetreiben-
de, die über eine Gewerbebe-
rechtigung für die Erzeu-
gung, Bearbeitung und In-
standsetzung hinsichtlich
nicht militärischer Waffen
(einschließlich Büchsenma-
cher) verfügen, können beim
Bundesministerium für Inne-
res einen Antrag auf Ermäch-
tigung zur Vornahme der De-
aktivierungskennzeichnung
stellen. 

Gewerbetreibende, die ei-
ne Gewerbeberechtigung für
die Erzeugung, Bearbeitung
oder Instandsetzung von mi-
litärischen Schusswaffen ha-

ben, bringen einen Antrag
beim Bundesministerium für
Landesverteidigung und
Sport ein. Die Ermächtigung
wird individuell mittels Be-
scheid erteilt und kann, etwa
bei nachträglichem Verlust
der Gewerbeberechtigung,
entzogen werden. Handelt es
sich bei einem zu deaktivie-
renden Gegenstand um ehe-
maliges Heeresgut, darf die
Kennzeichnung auch von be-
sonders geschultem Fachper-
sonal des Bundesheeres vor-
genommen werden, insbe-
sondere des Amtes für Rüs-
tungs- und Wehrtechnik.

Ermächtigte Gewerbetrei-
bende sind verpflichtet, der
nach ihrem Standort oder
Sitz zuständigen Waffenbe-
hörde eine vorgenommene
Kennzeichnung binnen sechs
Wochen zu melden. Handelt
es sich um Kriegsmaterial,
ist auch der Bundesminister
für Landesverteidigung und
Sport zu informieren. Diese
Meldung muss den Namen
und Anschrift des Besitzers,
Marke, Type, Kaliber und
Herstellungsnummer sowie
das Datum der Kennzeich-
nung enthalten. Für ihre Tä-
tigkeit dürfen ermächtigte
Gewerbetreibende ein ange-
messenes Entgelt verlangen.
Die Höhe des Entgelts ist ge-
setzlich nicht vorgegeben.

Die neue Rechtslage
bringt auch eine neue Ver-
pflichtung: Besitzer von de-
aktivierten ehemaligen
Kriegsmaterial-Schusswaf-
fen, die dafür keine Ausnah-
mebewilligung gemäß § 18
Abs. 2 besitzen, haben diese
Gegenstände nachträglich,
spätestens jedoch bis 1. Ok-
tober 2013, nach den neuen
Bestimmungen deaktivieren
zu lassen. Für zivile Schuss-
waffen gilt das nicht.      

Michaela Löff
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Deaktivierung von Schusswaffen
Seit 1. Oktober 2012 ist ein neues Modell der Deaktivierung von Schusswaffen und Kriegsmaterial 

gesetzlich verankert. Deaktivierte Waffen werden umgebaut und gekennzeichnet. 

Deaktivierung von Schusswaffen und Kriegsmaterial: Umbau
und Kennzeichnung.

Deaktivierungskennzeichen
für ermächtigte Gewerbe-
treibende mit beispielhafter
Buchstaben- und Ziffern-
kombination.
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